
Nicht in die Krise sparen
Die Politik des neuen CDU-SPD-Senats bedroht 
die soziale und kulturelle Infrastruktur unserer 
Stadt. Kaum ist DIE LINKE nicht mehr in Regie-
rungsverantwortung, schon steht der Rotstift 
bei Jugend, Soziales und Kultur im Raum. Die 
Bezirke befürchten, dass Jugendklubs bedroht 
sind, Bürgerämter eingeschränkt arbeiten, bei 
der Schulreinigung gespart wird, Müllentsor-
gung in Parks gekürzt werden muss oder Hilfe 
für Obdachlose eingestellt wird. Auch wenn der 
Senat nochmal nachkorrigiert hat: die Kuh ist 
noch nicht vom Eis.

Während in den vergangenen Jahren unter Rot-
Grün-Rot die Bezirke immer besser ausgestattet 
wurden, um unter anderem Jugendklubs, soziale 
Stadtteilzentren und saubere Schulen stärker zu 
fördern, stellt der neue Senat diese Fortschritte 
mit seinem Entwurf zum DHH 24/25 erstmal in 
Frage. Weder das  Personal, noch dessen ange-
messene Bezahlung sowie Kostensteigerungen 
infolge von Inflation sind ausreichend abgebil-
det. 

Dabei sind es im Alltag vieler Menschen doch 
besonders die bürgernahen Dienstleistungen 
der Bezirksverwaltungen, die funktionieren 
müssen. Wir setzen uns in den Haushaltsver-
handlungen ein für:

Keine Trickserei beim Personal: 
 ■ offene Stellen in den Bezirksverwaltungen 

vollständig finanziell absichern und schnellst-
möglich besetzen

 ■ Tarifsteigerungen vollständig durch den Se-
nat finanzieren 

 ■ Gehaltssteigerungen von Honorarlehrenden 
der Musik- und Volkshochschulen berück-
sichtigen

Reale Kosten von Projekten der Vereine und 
Verbände finanzieren:

 ■ soziale und kulturelle Leistungen entspre-
chend des Bedarfs finanzieren

 ■ Kostensteigerungen der Vereine und Ver-
bände berücksichtigen

 ■ Ausgleich der Tarifsteigerungen bei den 
Projekten freier Träger fortführen

Seriosität bei Sachkosten der Bezirke:
 ■ Für allgemeine Kostensteigerungen die tat-

sächliche Inflation zugrunde legen 
 ■ gestiegene Energiekosten ausreichend be-

rücksichtigen
 ■ zusätzliche Raumbedarfe für Verwaltung und 

Dienstleistungen finanziell absichern

Im Abgeordnetenhaus haben die Bezirke deut-
lich gemacht, dass gegenüber den anfänglichen 
Planungen des Senats jährlich 250 Mio. Euro 
fehlen, um die Leistungen in bisheriger Quanti-
tät und Qualität fortsetzen zu können. Der Senat 
hat mit dem Entwurf erste Zugeständnisse ge-
macht, mindestens 150 Mio. Euro fehlen aber 
nach wie vor. Berlin braucht starke, handlungs-
fähige Bezirke für gute bürgernahe Dienstleis-
tungen vor Ort.

G EG EN KÜR ZUNGSPL ÄNE  DES  SENATS
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info@dielinke.berlin · www.dielinke.berlin 
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